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Fischerei
Wie schon in früheren Beitrittsdebatten bleibt die 
Fischerei das umstrittenste Thema. Die Gemeinsame 
Fischereipolitik (GFP) und ihr Diskriminierungsverbot 
schüren im Inland Befürchtungen hinsichtlich des 
„Quotenhoppings“ und des Zugangs ausländischer 
Schiffe. Befürworter des Beitritts plädieren jedoch 
dafür, die isländische ausschließliche Wirtschaftszone 
(AWZ) von 200 Seemeilen als eigenständige, biologisch 
abgegrenzte Verwaltungszone auszuweisen, die unter 
nationaler Kontrolle bleibt. Auch wenn dies Gegenstand 
von Verhandlungen wäre und auf Widerstand seitens 
der Mitgliedstaaten stoßen könnte, kann die isländische 
Regierung nichts weniger als die uneingeschränkte 
innerstaatliche Kontrolle über die isländischen 
Fischereigewässer akzeptieren.

Landwirtschaft
Beitrittsgegner argumentieren, dass die Übernahme 
der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) den inländischen 
Zollschutz aufheben würde. Befürworter verweisen auf 
die Praxis spezifischer Regelungen innerhalb der GAP 
für Gebiete nördlich des 62. Breitengrades (Beitrittsakte 
von 1994, Art. 142), die umfangreiche, gezielte 
staatliche Beihilfen zum Schutz der Landwirtschaft in 
rauen, dünn besiedelten Gebieten zulassen.

Geldpolitik – der Euro
Die Steuerung der Krone – eine der kleinsten 
unabhängigen, frei schwankenden Währung der Welt – 
ist mit anhaltenden Transaktionskosten, Währungs-
schwankungen und strukturellen Inflationsaufschlägen 
verbunden. Zwar erfordert ein Vollbeitritt zur EU nicht 
automatisch die Einführung des Euro – wie die 
Nichtteilnahme Schwedens am Wechselkurs-
mechanismus (ERM II) zeigt –, doch die Aussicht auf eine 
letztendliche Währungsstabilisierung stößt bei Wähler:
innen, die unter hohen inländischen Zinssätzen leiden, 
auf Interesse.

Verteidigung und Sicherheit
Die innenpolitische Debatte findet vor einem sich 
wandelnden internationalen Umfeld statt. Historisch 
stützte sich die isländische Verteidigung auf die eigene 
NATO-Mitgliedschaft und ein separates Verteidigungs-
abkommen mit den Vereinigten Staaten. Die 
Zuverlässigkeit des transatlantischen Sicherheits-
schirms steht nun jedoch in Frage. Gleichzeitig treibt die 
Europäische Union ihre eigene strukturelle 
Zusammenarbeit in den Bereichen Verteidigung und 
Sicherheit im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) voran. Diese sich wandelnde 
geopolitische Landschaft zwingt Island dazu, seine 
strategische Position zu überdenken.

Die politische Landschaft
Die innenpolitische Debatte über die europäische 
Integration geht in Island über die traditionellen 
ideologischen Grenzen zwischen Links und Rechts 

hinaus und beruht stattdessen auf einer 
soziokulturellen Kluft zwischen Kosmopolitismus und 
souveränitätsorientiertem Protektionismus.

Die derzeitige Mitte-Links-Koalitionsregierung, die Ende 
2024 ihr Amt antrat, wird von der Sozialdemokratischen 
Allianz unter der Führung von Ministerpräsidentin 
Kristrún Frostadóttir und der Liberalen Reformpartei 
(Viðreisn) getragen. Beide Parteien sind dezidiert 
proeuropäisch und argumentieren, dass ein EU-Beitritt 
makroökonomische Stabilität bringen, die 
regulatorischen Rahmenbedingungen modernisieren 
und eine dringend benötigte institutionelle Stimme in 
Brüssel sichern werde. Der dritte Koalitionspartner, die 
Volkspartei, vertritt einen gemäßigteren, auf den 
Sozialstaat ausgerichteten Euroskeptizismus, hat sich 
jedoch im Rahmen eines pragmatischen 
Regierungskompromisses bereit erklärt, das 
Referendum abzuhalten, und ihre Kritik auf die 
demokratische Entscheidungsfindung verlagert.

In der Opposition leisten politische Kräfte 
unterschiedlichen Widerstand gegen den 
Beitrittsprozess. Die Unabhängigkeitspartei bewegt 
sich in einer historischen Ambivalenz: Sie verteidigt 
vehement den wirtschaftlichen Nutzen des EWR-
Abkommens, lehnt jedoch eine Vollmitgliedschaft in der 
EU entschieden ab, um die Souveränität über die 
heimischen Ressourcen und die eigene Autonomie zu 
schützen. Die Fortschrittspartei vertritt eine vorsichtige, 
agrarisch geprägte Skepsis und räumt der Verteidigung 
von Subventionen für den ländlichen Raum sowie der 
Ernährungssouveränität Vorrang ein.

Umgekehrt vertritt die Zentrumspartei unter der 
Führung des ehemaligen Ministerpräsidenten 
Sigmundur Davíð Gunnlaugsson eine harte, ideologisch 
geprägte und ablehnende Haltung. Sie bedient sich 
einer zumindest quasi-populistischen, elitenfeindlichen 
Rhetorik, um die Europäische Union als bürokratische 
Bedrohung für die isländische Selbstbestimmung 
darzustellen. Die Partei stützt sich stark auf historische 
Erzählungen vom Unabhängigkeitskampf der Nation, 
um den nationalistischen Widerstand zu mobilisieren 
und die supranationale Regierungsführung als 
existenzielle Bedrohung darzustellen.

Was würden „ja“ oder „nein“ bedeuten?

Ein „Ja“ würde bedeuten, die Wiederaufnahme der 
Beitrittsverhandlungen zu beantragen. 
Sollte schließlich eine Einigung erzielt werden – was 
angesichts potenzieller Stolpersteine wie Fischerei- und 
Landwirtschaftspolitik jedoch nicht garantiert ist –, 
würde der Beitrittsvertrag anschließend in einem 
weiteren Referendum zur Annahme oder Ablehnung 
vorgelegt werden. Allerdings könnten innenpolitische 
Entwicklungen den Prozess in der Zwischenzeit stark 
beeinflussen. Sollten sich die Verhandlungen in die 
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Länge ziehen, könnte eine neue Koalitionsregierung an 
die Macht kommen und den Prozess möglicherweise 
zum Stillstand bringen. Zu solchen Unterbrechungen 
kam es bereits in der Vergangenheit, insbesondere im 
Jahr 2013, als ein Regierungswechsel die EU-
Beitrittsbemühungen des Landes vorübergehend zum 
Erliegen brachte.

Eine Ablehnung der Verhandlungen würde den Status 
quo im EWR zementieren und Island einer 
zunehmenden regulatorischen Isolation aussetzen, 
während die EU ihre Integration in den Bereichen grüne 
Energie und Verteidigung vertieft. Im Zuge der 
Weiterentwicklung der EU besteht die Gefahr, dass der 
EWR-Mechanismus an Bedeutung verliert, wodurch 
Island innerhalb der europäischen Zusammenarbeit 
weiter an Relevanz verlieren und den eigenen Einfluss 
auf die Regelungen für seine wichtigsten Märkte 

untergraben würde. Strategisch gesehen würde eine 
Ablehnung Island offen von seinen bilateralen 
Verteidigungsbeziehungen zu Washington und der 
NATO abhängig machen. Das Wiederaufleben des 
amerikanischen Isolationismus und die wieder-
kehrende Skepsis gegenüber kollektiven Verteidigungs-
verpflichtungen haben jedoch die strategische 
Unsicherheit im Nordatlantik und in der Arktis verstärkt, 
wodurch Island in einem volatilen geopolitischen 
Umfeld zunehmend diplomatisch isoliert wäre.

Fazit

Wenn die Wähler:innen an die Urnen gehen, wird die 
Entscheidung jedoch über technokratische Kosten-
Nutzen-Analysen oder sektorale Interessen hinaus-
gehen. Das Referendum stellt eine existenzielle Frage 
nach dem Platz Islands in der Welt, auf die jede:r 
Isländer:in eine eigne Antwort finden muss.
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